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I. Auftrag
Dem Landtag Brandenburg liegt ein von der Landesregierung eingebrachter Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung der Brandenburgischen Bauordnung und anderer Gesetze1 vor, 
dessen Ziel u. a. ist, Verbesserungsvorschläge aufzugreifen, die sich bei der Evaluierung 
der am 1. September 2003 in Kraft getretenen neuen Brandenburgischen Bauordnung er-
geben haben. Wie sich aus der Gesetzesbegründung ergibt, hat sich die mit der Neuord-
nung des Bauordnungsrechts erstmalig eingeführte sog. Konzentrationswirkung der Bau-
genehmigung und die daraus folgende Bündelung der für ein Bauvorhaben erforderlichen 
Genehmigungsverfahren bei der unteren Bauaufsichtsbehörde als bürger- und investoren-
freundliches Verfahren erwiesen und auch ansonsten bewährt. 
1 Drs. 4/5691.
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In diesem Zusammenhang wurde nunmehr in einer Anhörung zu dem Gesetzentwurf im 
Ausschuss für Infrastruktur und Raumordnung vorgeschlagen, die erprobte Zusammenle-
gung aller notwendigen Genehmigungsverfahren bei einer Behörde auch auf das Vorbe-
scheidsverfahren auszudehnen. Dem Bauherrn solle die Möglichkeit gegeben werden, 
nicht nur bauplanungs- und bauordnungsrechtliche Fragen vorab rechtsverbindlich klären 
zu lassen, sondern auch Fragen aus anderen Rechtsgebieten (z. B. Fragen des Natur-
schutzes oder des Denkmalschutzes), soweit diese von der Konzentrationswirkung einer 
Baugenehmigung erfasst und daher im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens ohne-
hin zu prüfen wären.2 In der Begründung zum Gesetzentwurf hatte sich die Landesregie-
rung zuvor gegen eine Änderung des Bauvorbescheidsverfahrens mit dem Hinweis ausge-
sprochen, dass die Ausstattung des Vorbescheids mit einer Bindungswirkung für die an-
sonsten fachlich zuständigen Behörden die Beteiligung dieser Behörden voraussetzen 
würde mit der Folge, dass das Vorbescheidsverfahren ähnlich komplex und aufwendig wür-
de, wie es das Baugenehmigungsverfahren schon ist, und so seine eigentliche Funktion 
verlöre.3
Angesichts dieser Diskussion soll geprüft werden, ob eine Erweiterung des Vorbescheids-
verfahrens über die Klärung rein baurechtlicher Fragen hinaus in der dargestellten Weise 
rechtlich zulässig wäre, welche gesetzlichen Änderungen hierfür ggf. notwendig wären und 
mit welchen praktischen Auswirkungen auf das Verfahren (insbesondere Kosten und Dau-
er) zu rechnen wäre. Im Einzelnen wird um Beantwortung der folgenden Fragen gebeten:
1. Welche anderen an der Erteilung der konzentrierten Baugenehmigung beteiligten 
Fachgebiete verfügen über ein Vorbescheidsverfahren, das gegebenenfalls mit dem 
Bauvorbescheid verbunden werden könnte?
2. Sofern in anderen Fachgebieten keine Vorbescheidsverfahren existieren, wäre eine 
Verbindung von Bauvorbescheid und bindender Genehmigung anderer Fachgebiete 
möglich, und welche Gesetze müssten dafür gegebenenfalls geändert werden?
3. Können durch einen Vorbescheid mit Konzentrationswirkung andere Fachbehörden, 
deren Belange berührt werden, durch Einbeziehung in das Vorbescheidsverfahren an 
die im Vorbescheid zu ihren Belangen getroffenen Aussagen gebunden werden, auch 
wenn ihr eigener Rechtsbereich keinen Vorbescheid kennt?
2 Vgl. 40. Sitzung des Ausschusses für Infrastruktur und Raumordnung am 13. März 2008, APr. 4/624-1, 
S. 6, 9, 16.
3 Drs. 4/5691, Vorbemerkung B, S. 3.
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4. Kann von diesen Fachbehörden erwartet werden, dass auf eine hinreichend konkrete 
Bauvoranfrage (z. B. durch beigefügte Fachgutachten) verbindliche Aussagen getroffen 
werden, ohne dass eine komplette Bauplanung vorliegt?
5. Welche Auswirkungen im Hinblick auf Kosten und Dauer eines konzentrierten Bauvor-
bescheidsverfahrens können eingeschätzt werden?
6. Wie werden die textlichen Formulierungsvorschläge von Landkreistag und Städte- und 
Gemeindebund Brandenburg im Hinblick auf die Erreichung des Ziels der Einführung 
eines konzentrierten Bauvorbescheids eingeschätzt?
II. Stellungnahme
Bevor die aufgeworfenen Fragen im Einzelnen beantwortet werden, soll zunächst auf die 
derzeitige Gesetzeslage eingegangen werden, und zwar insbesondere auf die Bedeutung 
der Konzentrationswirkung von Baugenehmigungen und auf die Funktion und die Rechts-
wirkung von Bauvorbescheiden.
1. Baugenehmigung mit Konzentrationswirkung  
Die Erteilung der Baugenehmigung und ihre rechtliche Wirkung sind in § 67 Abs. 1 der 
Brandenburgischen Bauordnung (BbgBO) wie folgt geregelt:
(1) Die Baugenehmigung ist zu erteilen, wenn dem Vorhaben keine öffent-
lich-rechtlichen Vorschriften entgegenstehen. Die Baugenehmigung 
schließt die für das Vorhaben erforderlichen weiteren behördlichen Ent-
scheidungen ein.
Die Besonderheit dieser Vorschrift – gerade auch im Vergleich zu den Bauordnungen der 
meisten anderen Bundesländer4 – liegt darin, dass die Baugenehmigung in Brandenburg 
mit Konzentrationswirkung versehen ist. Sie schließt grundsätzlich alle für ein Bauvorha-
ben erforderlichen weiteren behördlichen Entscheidungen ein. Dementsprechend werden 
sämtliche für das Bauvorhaben einschlägigen Normen des materiellen öffentlichen Rechts 
im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens geprüft (Verfahrenskonzentration); ausge-
4 Die Bauordnungen der anderen Bundesländer ebenso wie die Musterbauordnung sehen eher eine Stär-
kung der Kompetenzen der Fachbehörden vor, indem das Prüfspektrum der Baubehörde im Kern auf die 
spezifisch baurechtlichen Anforderungen begrenzt wird und sonstiges Recht nur dann geprüft werden 
soll, wenn das jeweilige Fachrecht dies ausdrücklich regelt. Eine Ausnahme bildet die Hamburgische Bau-
ordnung vom 14. Dezember 2005, die dem Vorbild der Brandenburgischen Bauordnung gefolgt ist (vgl. 
§ 72 HBauO).
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nommen sind lediglich – aus kompetenzrechtlichen Gründen oder wegen des Vorrangs 
von Bundesrecht – die in Absatz 2 der Vorschrift genannten behördlichen Entscheidungen.
Durch die Konzentrationswirkung wird die Sachentscheidungskompetenz der Bauauf-
sichtsbehörde erheblich erweitert, denn sie entscheidet nicht nur über die baurechtliche 
Zulässigkeit eines Vorhabens, sondern eben auch über seine Vereinbarkeit mit sonstigem 
öffentlichen Recht, das in der Regel in die Zuständigkeit anderer Fachbehörden fällt (Ent-
scheidungskonzentration). Die nach diesen sonstigen öffentlich-rechtlichen Vorschriften er-
forderlichen Genehmigungen, Zulassungen oder sonstigen Erlaubnisse werden durch die 
Baugenehmigung (mit-)erteilt. Klarstellend sieht § 67 Abs. 4 Satz 2 BbgBO insofern vor, 
dass in der Baugenehmigung anzugeben ist, welche weiteren behördlichen Entscheidun-
gen sie einschließt. Um eine sachgerechte Anwendung auch der nicht spezifisch baurecht-
lichen Normen zu gewährleisten, ist die Bauaufsichtsbehörde gemäß § 63 Abs. 3 BbgBO 
verpflichtet, die Fachbehörden, deren Zuständigkeiten durch ein Bauvorhaben unmittelbar 
betroffen sind, zu beteiligen und, vorbehaltlich weitergehender gesetzlicher Anforderun-
gen, das Benehmen mit ihnen herzustellen.
Der Vorteil dieser Bündelung der Verfahren für den Bauherrn liegt auf der Hand: Er braucht 
in der Regel nur einen Antrag bei nur einer Behörde zu stellen und erhält mit der Erteilung 
der Baugenehmigung alle für das Vorhaben erforderlichen Genehmigungen als Bestandteil 
der Baugenehmigung.5
2. Vorbescheidsverfahren gemäß § 59 BbgBO  
Dem eigentlichen Baugenehmigungsverfahren kann ein Vorbescheidsverfahren vorausge-
hen, das in § 59 BbgBO wie folgt geregelt ist:
§ 59
Vorbescheidsverfahren
(1) Vor Einreichung des Bauantrags kann die Bauaufsichtsbehörde einzel-
ne der selbstständigen Beurteilung zugängliche Fragen zu einem Bauvor-
haben durch schriftlichen Vorbescheid beantworten.
5 Vgl. zur Bedeutung der Konzentrationswirkung die Ausführungen bei Otto, Brandenburgische Bauord-
nung, Kommentar für die Praxis, 1. Aufl. 2007, § 67 Rn. 12 ff.; Reimus, Brandenburgische Bauordnung, 
3. Aufl. 2006, Einführung S. 10 f.; Waschki, in: Kommunalpolitische Vereinigung Brandenburg Bildungs-
werk e. V. (Hrsg.), Brandenburgische Bauordnung 2003, 1. Aufl. 2003, S. 41 f.; Knuth, Die Brandenburgi-
sche Bauordnung auf neuen Wegen, LKV 2004, 193 (196); Ortloff, Ex oriente lux – Brandenburgische 
Baugenehmigung mit Konzentrationswirkung, NVwZ 2003, 1218 f.
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(2) Die zur Beurteilung der Fragen erforderlichen Zeichnungen oder Pläne 
müssen den Anforderungen an Bauvorlagen entsprechen.
§ 59 BbgBO gibt dem Bauherrn somit die Möglichkeit, verbindliche Antworten auf einzelne, 
genau umrissene Fragen zu seinem Bauvorhaben zu erhalten, sofern über diese Fragen 
isoliert entschieden werden kann. Dabei muss es sich um Fragen handeln, deren Beant-
wortung möglich ist, ohne dass damit zugleich über die Zulässigkeit des gesamten Vorha-
bens entschieden wird. Derartige Fragen beziehen sich typischerweise auf Art und Maß 
der baulichen Nutzung, die Möglichkeit von Ausnahmen und Befreiungen, insbesondere 
von Festsetzungen eines Bebauungsplans, oder die Lage des Gebäudes auf einem 
Grundstück, dabei vor allem die Einhaltung von Abstandsflächen.6 Der Vorteil für den Bau-
herrn liegt insbesondere in der schnell und mit relativ geringem Aufwand zu erreichenden 
Planungssicherheit, die er so für sein Bauvorhaben erhält, ohne einen umfassenden Bau-
antrag stellen zu müssen. Ein solcher wäre wegen der Anforderungen gemäß § 62 Bbg-
BO, die Bauvorlagen vollständig vorzulegen, mit erheblichem Kosten- und Zeitaufwand 
verbunden.
Durch einen positiven Vorbescheid wird in einem vorweggenommenen Verfahren ein Aus-
schnitt der Baugenehmigung abschließend geregelt mit der Folge, dass die entschiedenen 
Fragen im Baugenehmigungsverfahren nicht mehr zu prüfen sind. Selbst bei nachträgli-
cher Rechtsänderung bleibt der Vorbescheid rechtswirksam und kann – anders als die Zu-
sicherung gemäß § 38 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Brandenburg 
(VwVfGBbg) – im Rahmen der Baugenehmigung nicht mehr revidiert werden.7 Die Bin-
dungswirkung ist allerdings beschränkt auf Vorhaben, die inhaltlich dem Vorhaben, das 
dem Vorbescheid zugrunde lag, in vollem Umfang entsprechen oder allenfalls geringfügig 
und ohne Änderung der Grundkonzeption abweichen; die Bindungswirkung umfasst also 
nur den im Vorbescheid enthaltenen Regelungsgegenstand.8
6 Dirnberger, in: Jäde/Dirnberger/Reimus, Bauordnungsrecht Brandenburg, Loseblatt-Kommentar mit 
Durchführungsvorschriften, § 59 (Stand 2005) Rn. 20.
7 Dirnberger (Fn. 6), § 59 Rn. 35.
8 Zum Vorbescheidsverfahren vgl. u. a. Otto (Fn. 5), § 59 Rn. 6 ff.; Dirnberger (Fn. 6), § 59 Rn. 15 ff. jeweils 
mit zahlreichen Nachweisen.
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3. Bauvorbescheid mit Konzentrationswirkung  
Während bei der Baugenehmigung die Konzentrationswirkung in erster Linie darin besteht, 
dass von der Baugenehmigung alle weiteren behördlichen Entscheidungen mit umfasst 
werden, kann dieser Synergieeffekt beim Vorbescheid nicht erzielt werden. Denn Gegen-
stand eines Vorbescheids sind immer nur einzelne Zulässigkeitsfragen, nicht aber die Zu-
lässigkeit des gesamten Bauvorhabens. Die Konzentrationswirkung im Vorbescheidsver-
fahren wirkt daher rein formal und bezieht sich allein auf das Verfahren und die Sachent-
scheidungskompetenz, die beide bei der Bauaufsichtsbehörde konzentriert werden. Die 
Erleichterung für den Bauherrn besteht lediglich darin, dass er auch beim Vorbescheid nur 
einen Ansprechpartner hat. Demgegenüber wird ihm die Entscheidung, welche Fragen er 
im Vorbescheid geklärt haben möchte, durch die Einführung der Konzentrationswirkung 
nicht abgenommen.
a) Vorbescheidsverfahren im nicht bauspezifischen Fachrecht
Soweit ersichtlich sehen die von der Konzentrationswirkung der Baugenehmigung potenzi-
ell berührten Landesgesetze keine Vorbescheidsverfahren vor. Fraglich ist, ob gleichwohl 
die Einführung der Konzentrationswirkung für Bauvorbescheide zulässig wäre, ohne die 
anderen betroffenen Landesgesetze entsprechend anzupassen.
Für den Bereich des Immissionsschutzrechts hat das Bundesverwaltungsgericht entschie-
den, dass es entsprechender Parallelregelungen in den von der Konzentrationswirkung ei-
nes Vorbescheids betroffenen Fachgesetzen nicht bedarf.9 Ähnlich wie § 67 Abs. 1 Satz 2 
BbgBO weist § 13 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) den immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungen eine Konzentrationswirkung zu. Diese Konzentrations-
wirkung entfalten nach der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts auch Vorbe-
scheide nach § 9 BImSchG, auch wenn sie keine Genehmigungen im Rechtssinne sind, 
sondern nur Feststellungen über einzelne Genehmigungsvoraussetzungen treffen. Inso-
weit binden sie aber die Genehmigungsbehörde, so dass sie im Umfang des Regelungs-
gehalts des Vorbescheids notwendigerweise an der Konzentrationswirkung teilhaben.10 Im 
Weiteren führt das Gericht aus:
9 BVerwG, Urteil vom 17. Dezember 2002 – 7 B 119/02 –, DVBl 2003, 543 f.
10 BVerwG (Fn. 9), DVBl 2003, 543 (544); vgl. auch Rebentisch, in: Feldhaus, Bundesimmissionsschutzge-
setz, Loseblatt-Kommentar, § 13 Rn. 41; Jarass, BImSchG, Kommentar, 5. Aufl. 2002, § 13 Rn. 2; Knuth 
(Fn. 5), LKV 2004, 193 (198) jeweils m. w. Nachw.
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Die immissionsschutzrechtliche Konzentrationswirkung erstreckt sich nicht 
nur auf die von ihr erfassten behördlichen Entscheidungen als solche, son-
dern erfasst selbstverständlich auch das den Entscheidungen zu Grunde 
liegende Verwaltungsverfahren; denn nur durch eine umfassende Verein-
heitlichung lässt sich das angestrebte Ziel der Verfahrensvereinfachung er-
reichen.11
Aus der für die immissionsschutzrechtliche Genehmigung vorgesehenen Konzentrations-
wirkung schließt das Bundesverwaltungsgericht folglich nicht nur auf eine entsprechende 
Wirkung auch des Vorbescheids, sondern definiert zugleich den Umfang dieser Konzentra-
tionswirkung in der Weise, dass diese sich neben der eigentlichen Entscheidung auf das 
gesamte Verwaltungsverfahren erstreckt. In dem konkreten Fall hatte sich ein anerkannter 
Naturschutzverband dagegen gewandt, dass ihm vor Erteilung des Vorbescheids nicht die 
ihm nach dem Landesnaturschutzgesetz zustehenden Beteiligungsrechte gewährt worden 
waren. Dieses im Naturschutzrecht verankerte Verfahrensrecht wird nach Auffassung des 
Bundesverwaltungsgerichts durch die Regelungen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
überlagert; letzteres sei aufgrund der gesetzlich angeordneten Konzentrationswirkung vor-
rangig.
Dieses Ergebnis lässt sich auf das Bauordnungsrecht in der Weise übertragen, dass der 
Landesgesetzgeber nicht daran gehindert ist, den Bauvorbescheid mit Konzentrationswir-
kung zu versehen. Eine solche das Verfahrensrecht betreffende Regelung würde dazu füh-
ren, dass die von der Konzentrationswirkung betroffenen Fachgesetze insoweit von dem 
Verfahrensrecht der Bauordnung, also dem Vorbescheidsverfahren, überlagert würden. 
Dass das spezielle Verfahrensrecht der Fachgesetze kein Vorbescheidsverfahren kennt, ist 
demgegenüber nachrangig. Daraus folgt zugleich, dass eine Ergänzung der von der Kon-
zentrationswirkung berührten Fachgesetze um entsprechende Verfahrensbestimmungen 
nicht erforderlich ist. Denn die gesetzlich angeordnete Konzentrationswirkung des Bauvor-
bescheids wäre vorrangig und für das der Baugenehmigung vorgelagerte Vorbescheids-
verfahren allein maßgeblich. 
b) Gesetzesänderung erforderlich?
Überträgt man die Ausführungen des Bundesverwaltungsgerichts insgesamt auf das Bau-
ordnungsrecht, so ergäbe sich, dass dem Bauvorbescheid bereits nach geltendem Recht 
11 BVerwG (Fn. 9), DVBl 2003, 543 (544).
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Konzentrationswirkung zukommt und eine diesbezügliche Gesetzesänderung nicht not-
wendig wäre. Für eine Übertragung dieser Rechtsprechung zum Immissionsschutzrecht 
würde immerhin sprechen, dass die Bestimmungen über die Konzentrationswirkung in 
§ 67 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 BbgBO der entsprechenden immissionsschutzrechtlichen 
Regelung in § 13 BImSchG nachgebildet zu sein scheinen.12 Dennoch ist in Literatur und 
Rechtsprechung umstritten, ob dem Vorbescheid nach § 59 BbgBO Konzentrationswirkung 
zukommt:
Zunächst ist auf die Verwaltungsvorschrift zur Brandenburgischen Bauordnung (VVBbg-
BO)13 hinzuweisen, die festlegt, dass durch den Vorbescheid nur über bauplanungs- und 
bauordnungsrechtliche Einzelfragen entschieden werden darf. Einzelfragen, deren Beant-
wortung in die Zuständigkeit anderer Fachbehörden fallen, seien unmittelbar mit diesen 
Behörden zu klären.14 Zu dem gleichen Ergebnis kommt das VG Potsdam,15 das eine Kon-
zentrationswirkung des Bauvorbescheids mit der Begründung ablehnt, dass, anders als in 
der vor 2003 geltenden Regelung über den Vorbescheid, die jetzige Bestimmung nicht auf 
die für die Baugenehmigung geltenden Vorschriften, insbesondere nicht auf § 67 Abs. 1 
Satz 2 und Abs. 2 BbgBO verweist und folglich die Konzentrationswirkung nicht für ent-
sprechend anwendbar erklärt. Dies erhelle, dass der Gesetzgeber das Vorbescheidsver-
fahren in seinen verfahrensrechtlichen Regelungen vom Baugenehmigungsverfahren habe 
abkoppeln wollen.
In der Literatur werden insoweit unterschiedliche Auffassungen vertreten.16 Die Meinun-
gen, die schon nach geltendendem Recht dem Vorbescheid eine Konzentrationswirkung 
zubilligen, verweisen insbesondere auf die Funktion des Vorbescheids. Dieser bilde einen 
Ausschnitt aus dem feststellenden Teil der Baugenehmigung. Durch ihn würden vorwegge-
nommene Entscheidungen getroffen, die an sich der Baugenehmigung vorbehalten seien. 
Der Prüfungsrahmen der Bauaufsichtsbehörde bei Vorbescheiden werde deshalb ebenso 
wie bei der Erteilung von Baugenehmigungen durch die einschlägigen Vorschriften der 
Bauordnung vorgegeben. Das bedeute einerseits, dass ein Vorbescheid nur zu Fragen zu-
lässig sei, die auch im Rahmen der Erteilung der Baugenehmigung zu prüfen sind.17 Um-
gekehrt lasse sich daraus aber als Konsequenz auch schließen, dass alle in das Prüfpro-
12 Knuth (Fn. 5), LKV 2004, 193 (198); Anzuhörender Graf (Vertreter des Städte- und Gemeindebundes) in 
der 40. Sitzung des Ausschusses für Infrastruktur und Raumordnung am 13. März 2008, APr. 4/624-1, 
S. 9, 31 
13 Bekanntmachung vom 1. September 2003 (ABl. S. 926).
14 Nr. 59.1 VVBbgBO.
15 Urteil vom 13. Februar 2004 – 4 K 4081/00 –, LKV 2004, 236 (238).
16 Vgl. zum Diskussionsstand Otto (Fn. 5), § 59 Rn. 17.
17 Dirnberger (Fn. 6), § 59 Rn. 17 m. w. Nachw.
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gramm für eine Baugenehmigung fallenden Fragen – ihre Eignung für eine selbstständige 
Beurteilung vorausgesetzt – letztlich auch Gegenstand eines Vorbescheids sein können. 
Eine Beschränkung auf baurechtsspezifische Fragen sei damit nicht vereinbar und wider-
spreche zudem Sinn und Zweck des Gesetzes.18 Andere Literaturmeinungen folgen dage-
gen der Rechtsprechung des VG Potsdam bzw. der Verwaltungsvorschrift.19
Sofern daher der politische Wille besteht, auch für den Bauvorbescheid eine Konzentrati-
onswirkung einzuführen, empfiehlt es sich, dies durch eine ausdrückliche Gesetzesände-
rung klarzustellen.
c) Änderung des § 59 BbgBO
Sowohl der Landkreistag Brandenburg20 als auch der Städte- und Gemeindebund Bran-
denburg21 haben im Rahmen der Anhörung durch den Ausschuss für Infrastruktur und 
Raumordnung Vorschläge zur Änderung des § 59 BbgBO vorgelegt:
Aktuelle Fassung Vorschlag des Landkreistages Vorschlag des 
Städte- und Gemeindebundes 
§ 59
Vorbescheidsverfahren
§ 59
Vorbescheidsverfahren
§ 59
Vorbescheidsverfahren
(1) Vor Einreichung des Bauan-
trags kann die Bauaufsichtsbehör-
de einzelne der selbstständigen 
Beurteilung zugängliche Fragen zu 
einem Bauvorhaben durch schriftli-
chen Vorbescheid beantworten.
(1) Vor Einreichung des Bauan-
trags kann die Bauaufsichtsbehör-
de auf Antrag des Bauherrn über 
einzelne ihrer Beurteilung nach 
der eigenständigen Entscheidung 
zugängliche Zulässigkeitsvoraus-
setzungen (§ 56) des Bauvorha-
bens durch (...) Vorbescheid ent-
scheiden.
(1) Vor Einreichung des Bauan-
trags kann die Bauaufsichtsbehör-
de durch Vorbescheid einzelne der 
selbstständigen Beurteilung zu-
gängliche Fragen (...) beantworten. 
Sie kann durch Vorbescheid auch 
über einzelne Genehmigungsvor-
aussetzungen eines geplanten 
Vorhabens entscheiden, sofern die 
Auswirkungen des geplanten Vor-
habens ausreichend beurteilt wer-
den können und ein berechtigtes 
Interesse an der Erteilung eines 
Vorbescheid besteht.
(2) Die zur Beurteilung der Fragen 
erforderlichen Zeichnungen oder 
Pläne müssen den Anforderungen 
an Bauvorlagen entsprechen.
(2) Die vom Antragsteller vorzule-
genden, zur Beurteilung der Zu-
lässigkeitsvoraussetzungen erfor-
derlichen Unterlagen müssen den 
Anforderungen an Bauvorlagen 
entsprechen.
(2) Die zur Beurteilung der Fragen 
erforderlichen Zeichnungen oder 
Pläne müssen den Anforderungen 
an Bauvorlagen entsprechen.
18 Otto (Fn. 5), § 59 Rn. 18 ff.; Knuth (Fn. 5), LKV 2003, 193 (199).
19 Nachweis bei Otto (Fn. 5), § 59 Rn. 17; insoweit unentschieden Dirnberger (Fn. 6), § 59 Rn. 17.
20 Schreiben an den Ausschuss für Infrastruktur und Raumordnung vom 16. Februar 2008, APr. 4/624-1, An-
lage 2, S. 6.
21 Schreiben an den Ausschuss für Infrastruktur und Raumordnung vom 11. März 2008, APr. 4/624-1, Anla-
ge 3, S. 4.
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aa) Der Vorschlag des Landkreistages Brandenburg
In dem Vorschlag des Landkreistages wird die beabsichtigte Konzentrationswirkung da-
durch erreicht, dass nicht mehr von der Beantwortung „einzelner Fragen zum Bauvorha-
ben“ gesprochen wird, sondern von der Entscheidung über „einzelne Zulässigkeitsvoraus-
setzungen (§ 56) des Bauvorhabens“. Der Verweis auf § 56 BbgBO macht dabei deutlich, 
dass die Zulässigkeitsvoraussetzungen im Sinne dieser Vorschrift gemeint sind, also die 
Zulässigkeit nach dem Baugesetzbuch, nach der Bauordnung und den aufgrund der Bau-
ordnung erlassenen Vorschriften sowie nach anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften, 
soweit sie für das Vorhaben beachtlich sind. Dadurch wird also das Vorbescheidsverfahren 
erweitert auf sämtliche auch im Rahmen der Erteilung einer Baugenehmigung zu prüfende 
Anforderungen. Als zuständige Behörde wird die Bauaufsichtsbehörde genannt. Der Vor-
schlag dürfte daher geeignet sein, die bezweckte Konzentrationswirkung zu erzielen. 
Begleitet wird der Vorschlag durch das Antragserfordernis, womit es letztlich dem Bau-
herrn überlassen bleibt, über den Umfang der im Vorbescheid zu prüfenden Fragen und 
damit auch über den (zeitlichen) Aufwand des Verfahrens zu entscheiden. Dass die Bau-
aufsichtsbehörde nur auf Antrag und nur im Rahmen der vom Bauherrn vorgelegten Fra-
gen tätig wird, war allerdings auch nach geltender Rechtslage unbestritten. Ferner stellt 
§ 59 Abs. 1 in der Fassung des Landkreistages es in den Beurteilungsspielraum der Bau-
aufsichtsbehörde zu entscheiden, welche Frage so abtrennbar ist, dass über sie selbst-
ständig entschieden werden kann. Mit dieser Formulierung soll die gerichtliche Überprüf-
barkeit eingeschränkt werden, was in Zweifelsfällen hilfreich sein kann. Schließlich wird 
durch die Änderungen in Absatz 2 die Art der einzureichenden Unterlagen erweitert, da für 
die Beurteilung baurechtsfremder Zulässigkeitsvoraussetzungen im Einzelfall andere Un-
terlagen als Zeichnungen und Pläne erforderlich sein können. Dies erscheint zweckmäßig.
bb) Der Vorschlag des Städte- und Gemeindebundes Brandenburg
Der Städte- und Gemeindebund übernimmt zunächst im Wesentlichen die Formulierung 
des geltenden § 59 Abs. 1 BbgBO, spricht aber nicht mehr von „Fragen zu einem Bauvor-
haben“, sondern nur generell von „Fragen“ und übernimmt im Übrigen die Formulierung 
des § 9 Abs. 1 BImSchG, die als Satz 2 angefügt wird. Dadurch kommt es zu einer auf An-
hieb nicht verständlichen Doppelung des Regelungsinhalts, deren Ziel nicht ohne Weiteres 
erkennbar ist. Insbesondere die Unterscheidung nach zu beurteilenden „Fragen“ in Satz 1 
und zu entscheidenden „Genehmigungsvoraussetzungen“ in Satz 2 ist nicht nachvollzieh-
bar. § 59 Abs. 1 in der vom Städte- und Gemeindebund vorgeschlagenen Fassung bringt 
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daher die angestrebte Regelung einer Konzentrationswirkung für den Vorbescheid nicht 
hinreichend zum Ausdruck.
In der vorgeschlagenen Fassung des § 59 Abs. 1 wird die Erteilung eines Vorbescheids zu 
einzelnen Genehmigungsvoraussetzungen zudem an die Anforderung gekoppelt, dass die 
Auswirkungen des geplanten Vorhabens ausreichend beurteilt werden können. Auch diese 
Formulierung ist dem Bundes-Immissionsschutzgesetz entlehnt. Dort wird sie in der Weise 
ausgelegt, dass eine vorläufige Beurteilung ergeben muss, dass der Errichtung und dem 
Betrieb der gesamten Anlage insgesamt keine von vornherein unüberwindlichen Hinder-
nisse entgegenstehen. Es bedarf daher einer vorläufigen positiven Gesamtbeurteilung, die 
nicht nur Zulässigkeitsvoraussetzung für die Erteilung des Vorbescheids ist, sondern auch 
– bei Erlass eines Vorbescheids – Teil des Regelungsgegenstandes wird. Durch den Vor-
bescheid würde dem Bauherrn also nicht nur eine einzelne Frage beantwortet, sondern 
ihm zugleich die vorläufige positive Gesamtbeurteilung des Vorhabens (mit-)bescheinigt.22
Eine derartige Anforderung würde eine wesentlich umfassendere Prüfung erfordern und 
damit dem Ziel des Vorbescheids, schnell Planungs- bzw. Rechtssicherheit zu erhalten, zu-
wider laufen. Für eine solche zusätzliche Voraussetzung dürfte im Übrigen auch kein Be-
darf bestehen. Denn mit der bereits geltenden Anforderung, dass durch Vorbescheid nur 
über einzelne Fragen entschieden werden kann, die der selbstständigen Beurteilung zu-
gänglich sind, ist ausreichend Vorsorge dafür getroffen, dass insbesondere bei Fragen 
zum Umweltrecht keine voreiligen Festlegungen vorgenommen werden. Sollte etwa eine 
baurechtsfremde Frage nur beantwortet werden können, wenn (nahezu) alle auch für ei-
nen Bauantrag erforderlichen Unterlagen vorgelegt werden, da nur so realistische Aussa-
gen über die zu erwartenden Auswirkungen auf die Umwelt möglich sind, so wäre ein Vor-
bescheid mit der Begründung abzulehnen, dass entweder die für die Beurteilung erforderli-
chen Unterlagen nicht vorliegen23 oder aber – wenn sie vorliegen – es am berechtigten In-
teresse des Bauherrn an einer Vorabentscheidung fehlt, da die Unterlagen bereits so voll-
ständig sind, dass er gleich die Baugenehmigung selbst beantragen könnte. 
Der Formulierungsvorschlag des Städte- und Gemeindebundes knüpft schließlich den An-
spruch auf Erteilung eines Vorbescheids an das Bestehen eines berechtigten Interesses 
des Bauherrn. Eine solche Einschränkung könnte allenfalls sinnvoll sein, um – angesichts 
des durch die Konzentrationswirkung steigenden Umfangs der im Vorbescheidsverfahren 
22 Jarass (Fn. 10) § 9 Rn. 9 und § 8 Rn. 8.
23 Denkbar wäre auch eine entsprechende Anwendung des § 63 Abs. 2 BbgBO, wonach für den Fall, dass 
fehlende Unterlagen nicht innerhalb einer bestimmten Frist nachgereicht werden, der Antrag als zurück-
genommen gilt.
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prüfbaren Fragen – der Bauaufsichtsbehörde, aber auch den zu beteiligenden Fachbehör-
den unnötige Arbeit zu ersparen. Allerdings wird schon jetzt davon ausgegangen, dass ein 
Anspruch auf Erteilung eines Vorbescheids ein berechtigtes Interesse des Bauherrn an ei-
ner Sachentscheidung voraussetzt.24 Zudem ließe sich die Zahl der „Fragen in Blaue“, also 
ohne konkret geplantes Vorhaben über den Gebührenrahmen steuern.
cc) Regelungsvariante entsprechend der Hamburgischen Bauordnung
Als mögliche Regelungsalternative sei schließlich noch auf die Bestimmung über den Vor-
bescheid in der Hamburgischen Bauordnung (HBauO)25 hingewiesen. 
§ 63
Vorbescheid
Einer Bauherrin oder einem Bauherrn ist auf Antrag zu einzelnen Fragen 
des Vorhabens ein Bescheid (Vorbescheid) zu erteilen. Die §§ 70, 71 und 
72 Abs. 1 bis 4 gelten entsprechend.
Die Konzentrationswirkung des Vorbescheids wird hier durch den Verweis auf die Rege-
lung in § 72 Abs. 2 HBauO erreicht, der die Konzentrationswirkung für die Baugenehmi-
gung festlegt. Verwiesen wird ferner auf die Vorschrift über den Bauantrag, die Bauvorla-
gen und die Beteiligung anderer Stellen (§ 70 HBauO), auf die Regelung zur Berücksichti-
gung nachbarlicher Belange (§ 71 HBauO) und auf den die Erteilung der Baugenehmi-
gung regelnden Paragrafen (§ 72 Abs. 1 bis 4 HBauO).
Auch bei der Brandenburgischen Bauordnung würde sich ein Verweis auf die entsprechen-
de Geltung der Vorschriften über das Baugenehmigungsverfahren anbieten. Auf diese Wei-
se ließen sich neben der Konzentrationswirkung (§ 67 Abs. 1 und 2 BbgBO) weitere Vor-
schriften einbeziehen, wie z. B. die über die Bauvorlagen (§ 62 BbgBO) und über die Be-
teiligung von Behörden und Stellen (§ 63 BbgBO). Der bisherige Absatz 2 des § 59 BbgBO 
könnte entfallen. Mit Hilfe der Verweisungstechnik wird letztlich erreicht, dass im Vorbe-
scheidsverfahren jeweils diejenigen Regelungen des Genehmigungsverfahrens zur An-
wendung kommen, die auch für die Behandlung der gestellten Fragen im endgültigen Ge-
nehmigungsverfahren anzuwenden wären.
24 Dirnberger (Fn. 6), § 59 Rn. 12 ff. mit zahlreichen Nachweise aus der Rechtsprechung.
25 Vom 14. Dezember 2005 (HmbGVBl. S. 525), geändert durch Gesetz vom 11. April 2006 (HmbGVBl. 
S. 157).
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4. Bindung anderer Behörden, deren Belange berührt sind  
Wird die Konzentrationswirkung für Bauvorbescheide eingeführt, hätte dies zur Folge, dass 
sowohl die Bauaufsichtsbehörde als auch die zu beteiligenden Behörden und Stellen im 
Verfahren über die Erteilung der Baugenehmigung an die im Vorbescheid getroffenen Ent-
scheidungen bzw. Feststellungen gebunden wären. Soweit bereits im Vorbescheid Zuläs-
sigkeitsfragen außerhalb des spezifischen Baurechts beantwortet würden, wäre die Bau-
aufsichtsbehörde, die für die Erteilung der abschließenden Baugenehmigung zuständig ist, 
an die zuvor getroffenen Feststellungen gebunden. Die Fachbehörde könnte ihrerseits im 
Beteiligungsverfahren eine Revision der einmal getroffenen Entscheidung nicht mehr gel-
tend machen. 
Auch hier gilt aber, dass die Bindungswirkung nur greifen würde, wenn das endgültige Vor-
haben, das genehmigt werden soll, dem ursprünglichen Vorhaben, das dem Vorbescheid 
zugrunde lag, in den für die Entscheidung maßgeblichen Punkten entspräche. Eine darü-
ber hinausgehende Bindung besteht nicht. Für den in der Anhörung am 13. März 2008 dis-
kutierten Fall der Waldumwandlung gemäß § 8 des Waldgesetzes des Landes Branden-
burg (LWaldG)26 wäre folglich die Feststellung im Vorbescheid, dass die Voraussetzungen 
für eine Waldumwandlung gegeben sind, lediglich bezogen auf das konkrete Vorhaben für 
die zuständige Forstbehörde bindend; die Feststellung hätte nicht die Wirkung einer gene-
rellen Genehmigung zur Waldumwandlung.27 
Nach alledem beschränkt sich die Bindungswirkung immer nur auf das konkrete Vorhaben; 
auch die Fachbehörde ist an einen Bauvorbescheid nur in diesem Umfang gebunden. Die 
im Vorbescheid erteilte Antwort oder die getroffene Entscheidung über das Vorliegen einer 
baurechtsfremden Zulässigkeitsvoraussetzung bezieht sich allein auf das konkrete Vorha-
ben; sie gilt nicht generell.
Wegen der Bindungswirkung für das konkrete Vorhaben ist es im Übrigen geboten, dass 
die Bauaufsichtsbehörde die Fachbehörde, deren Belange berührt sind, rechtzeitig betei-
ligt. Insoweit wäre in einem neu gefassten § 59 ein Verweis auf die für das Genehmigungs-
26 Vgl. 40. Sitzung des Ausschusses für Infrastruktur und Raumordnung, APr. 4/624-1, S. 30 ff.
27 Vgl. dazu auch BVerwG (Fn. 9), DVBl 2003, 543 (544); danach sind Vorbescheide keine Genehmigungen 
im Rechtssinne, weil sie dem Antragsteller nichts gestatten, sondern nur Feststellungen über einzelne 
Genehmigungsvoraussetzungen treffen. Ebenso Dietlein/Thiel, Altes und Neues zum Vorbescheid – 
Rechtsfragen des immissionsschutzrechtlichen Vorbescheides in gestuften Anlagenzulassungsverfahren, 
Die Verwaltung 2005, 211 (214, 218 f.); Otto (Fn 5), § 59 Rn. 21.
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verfahren vorgesehene Beteiligung von Behörden und Stellen in § 63 Abs. 3 bis 5 BbgBO 
sinnvoll.28
5. Auswirkungen der Konzentrationswirkung auf Kosten und Dauer des Verfahrens  
Wie bereits ausgeführt, bestimmt grundsätzlich der Bauherr durch seine Fragen den Um-
fang des Vorbescheids.29 Dementsprechend kann keine generelle Aussage über die Aus-
wirkungen einer Konzentrationswirkung des Vorbescheids auf Kosten und Dauer gemacht 
werden; diese richten sich vielmehr nach dem jeweiligen Einzelfall. Dennoch lassen sich 
aus dem Baugenehmigungsverfahren gewisse Anhaltspunkte ableiten, die eine Einschät-
zung der Kosten und Dauer von konzentrierten Vorbescheiden ermöglichen.
a) Kosten
Bislang sieht die Brandenburgische Baugebührenordnung (BbgBauGebO) für die Erteilung 
eines Vorbescheids einen Gebührenrahmen von 100 bis 5.000 Euro vor (Anlage 1 Nr. 1.3 
BbgBauGebO), der je nach Verwaltungsaufwand ausgeschöpft wird. Dieser Gebührenrah-
men wäre anzupassen, um dem durch die Konzentrationswirkung potenziell steigenden 
Verwaltungsaufwand gerecht zu werden. Die Gebühren für eine Baugenehmigung richten 
sich gemäß Anlage 1 Nr. 1.1.1 BbgBauGebO nach der Rohbausumme, also nach dem 
Wert, die die Baugenehmigung für den Bauherrn hat. Auf diese Gebühr wird die Hälfte der 
für den Vorbescheid erhobenen Gebühr angerechnet (Anlage 1 Nr. 1.2.1 BbgBauGebO). 
Bleibt dieses Gebührensystem erhalten, so ändern sich die Kosten für die Baugenehmi-
gung zwar nicht, dem Bauherrn entstünden jedoch durch einen Vorbescheid zusätzliche 
Kosten entsprechend dem höheren Prüf- und Verwaltungsaufwand. Dieser Betrag würde 
sich im Falle einer Fortführung des Verfahrens bis zur Baugenehmigung um die Hälfte re-
duzieren. 
Die Beantwortung einer baurechtsfremden Frage durch Vorbescheid hat also entspre-
chend höhere Kosten für den Bauherrn zur Folge; das Vorziehen dieser Frage vor das ei-
gentliche Genehmigungsverfahren ist nicht kostenneutral.
28 Vgl. für den immissionsschutzrechtlichen Vorbescheid § 10 Abs. 8 in Verbindung mit Abs. 5 BImSchG.
29 Ortloff, Die Entwicklung des Bauordnungsrechts, NVwZ 2005, 1381 (1383).
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Hinzu kommt, dass die Beantwortung vieler nicht baurechtsspezifischer Anfragen höhere 
Anforderungen an die vorzulegenden Bauunterlagen stellt, ohne die eine verbindliche Aus-
sage nicht getroffen werden kann. Dies ist ebenfalls mit hohen Kosten für den Bauherrn 
verbunden, dem häufig mit einer vorläufigen (negativen) Auskunft eher gedient sein dürfte.
b) Dauer
Bezieht sich eine Voranfrage auf baurechtsfremde Rechtsmaterien, so hätte die Bauauf-
sichtsbehörde die Behörden und Stellen zu beteiligen, deren Belange dadurch berührt 
würden. Dies ist zwangsläufig mit einer längeren Bearbeitungsdauer verbunden. Selbst 
wenn eine geänderte Vorbescheidsregelung nicht auf die den Behörden und Stellen in 
§ 63 Abs. 4 BbgBO bei Baugenehmigungen eingeräumten Fristen zur Stellungnahme ver-
weisen sollte, lassen sich die dort genannten Fristen von grundsätzlich einem Monat zu-
mindest als Anhaltspunkt heranziehen. Eine Halbierung dieser Frist, wie es im vereinfach-
ten Baugenehmigungsverfahren und im Bauanzeigeverfahren vorgesehen ist (§ 63 Abs. 4 
Satz 1 in Verbindung mit §§ 57 und 58 BbgBO), erscheint angesichts des Prüfungsum-
fangs und der Rechtswirkung des Vorbescheids nicht angezeigt. 
Die Vorteile eines Vorbescheids, nämlich die Erzielung schneller Planungs- und Rechtssi-
cherheit, lassen sich daher für die nicht baurechtsspezifischen Fragen in der Regel nicht 
erreichen. Überdies kann nicht davon ausgegangen werden, dass eine spätere Beteiligung 
der betroffenen Behörden und Stellen im Genehmigungsverfahren entfällt, soweit einzelne 
Fragen bereits vorab geklärt worden sind. Denn die jeweiligen Behörden sind anhand der 
endgültigen Bauvorlagen zumindest unter dem Gesichtspunkt anzuhören, ob das nunmehr 
vorgesehene Vorhaben mit den ursprünglichen Annahmen, wie sie dem Vorbescheid zu-
grunde gelegen haben, übereinstimmt. Ein zeitlicher Vorteil dürfte sich nach alledem auch 
hier kaum erreichen lassen; vielmehr könnte sich die Verfahrensdauer schlimmstenfalls so-
gar verdoppeln.
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III. Ergebnis
Aufgrund der vorstehenden Ausführungen lassen sich die im Abschnitt „I. Auftrag“ wieder-
gegebenen Fragen im Einzelnen wie folgt beantworten:
1. Die nicht baurechtsspezifischen Fachgesetze, deren Belange von einer Baugenehmi-
gung mit Konzentrationswirkung berührt sein könnten, verfügen – soweit ersichtlich – 
über keine eigenen Vorbescheidsverfahren.
2. Für die Einführung eines Bauvorbescheids mit Konzentrationswirkung genügt eine Än-
derung der Brandenburgischen Bauordnung. Die gesetzlich angeordnete Konzentra-
tionswirkung in der Bauordnung hätte zur Folge, dass die Verfahrensbestimmungen 
der Fachgesetze insoweit nachrangig wären und durch das Bauvorbescheidsverfahren 
überlagert würden. Eine Änderung der berührten Fachgesetze und insbesondere die 
Einführung von Vorbescheidsverfahren auch in diesen Fachgesetzen ist daher nicht er-
forderlich.
3. Durch den Bauvorbescheid wird in einem vorweggenommenen Verfahren ein Aus-
schnitt aus der Baugenehmigung abschließend geregelt. Die entschiedene Frage ist im 
Baugenehmigungsverfahren nicht mehr zu prüfen. Auch wenn es sich um eine bau-
rechtsfremde Frage handelt, ist hieran in erster Linie die Bauaufsichtsbehörde als die 
für die Erteilung der Baugenehmigung zuständige Behörde gebunden. Dennoch ergibt 
sich auch für die Fachbehörden eine Bindung, da sie im späteren Baugenehmigungs-
verfahren eine Revision der einmal getroffenen Entscheidung nicht mehr geltend ma-
chen können und im Übrigen eigene Maßnahmen, die der getroffenen Feststellung wi-
dersprechen, nicht mehr vornehmen können. Diese Bindung beschränkt sich jedoch 
auf das konkrete Bauvorhaben, das dem Vorbescheid zugrunde lag; eine darüber hin-
ausgehende generelle Bindung der Fachbehörde besteht nicht.
4. Ob von einer Fachbehörde erwartet werden kann, dass sie zu einer hinreichend kon-
kreten Bauvoranfrage eine verbindliche Aussage trifft, ohne dass eine komplette Bau-
planung vorliegt, kann nicht generell beantwortet werden. Dies hängt letztlich vom In-
halt der jeweiligen Frage, den Umständen des Einzelfalls sowie von den fachgesetzli-
chen Anforderungen ab, die erfüllt sein müssen, um die Zulässigkeit eines Vorhabens 
rechtsverbindlich beurteilen zu können.
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5. Die Kosten für einen Bauvorbescheid richten sich nach dem jeweiligen Verwaltungs-
aufwand, der mit einem Vorbescheid verbunden ist. Den notwendigen Aufwand kann 
der Bauherr durch die von ihm zur Vorabentscheidung vorgelegten Fragen mittelbar 
steuern. Die aufgrund der Konzentrationswirkung möglichen Fragestellungen können 
gerade im Bereich des Naturschutz- und Umweltrechts zu erheblich höherem Verwal-
tungsaufwand und damit zu entsprechend höheren Kosten für den Bauherrn führen. 
Der Gebührenrahmen in der Brandenburgischen Baugebührenordnung wäre entspre-
chend zu erweitern.
Bezieht sich die Voranfrage auf baurechtsfremde Rechtsmaterien, so kann sich die 
Entscheidung über die Voranfrage erheblich verzögern, da die Behörden und Stellen, 
deren Belange berührt sind, zu beteiligen wären. Insoweit kann die den betroffenen 
Behörden in § 63 Abs. 4 BbgBO eingeräumte Frist zur Stellungnahme von grundsätz-
lich einem Monat als Anhaltspunkt für den Zeitaufwand dienen, der für einen Vorbe-
scheid erforderlich ist. Eine Beschleunigung des späteren Baugenehmigungsverfah-
rens ergibt sich aus der vorgezogenen Beteiligung der Fachbehörde nicht zwangläufig, 
da eine Beteiligung der Behörde auch in diesem Verfahren in der Regel noch erforder-
lich sein dürfte, um die Übereinstimmung des Bauvorhabens mit dem ursprünglichen 
Regelungsgegenstand zu prüfen. Schlimmstenfalls kann sich die Bearbeitungsdauer 
sogar verdoppeln.
6. Bezüglich der Formulierungsvorschläge des Landkreistages Brandenburg und des 
Städte- und Gemeindebundes Brandenburg zu § 59 BbgBO wird wegen der Einzelhei-
ten auf die obigen Ausführungen, beginnend auf Seite 10 ff. (Abschnitt II. 3.c) verwie-
sen. Sollte der Landtag sich für die Einführung des Bauvorbescheids mit Konzentrati-
onswirkung entscheiden, käme im Übrigen eine Neufassung des § 59 BbgBO nach 
dem Vorbild der Hamburgischen Bauordnung in Betracht, die durch Verweis auf be-
stimmte für das Baugenehmigungsverfahren geltende Regelungen nicht nur die Kon-
zentrationswirkung auf den Vorbescheid überträgt, sondern auch die Bestimmungen 
über die Beteiligung anderer Stellen und Dritter sowie über die Bauvorlagen für ent-
sprechend anwendbar erklärt. 
Ulrike Schmidt
